
 

 

 
 
 
 
 

 

 
 

Erbrecht 
 
 

Trotz Auskunftsanspruch haben Pflicht-
teilsberechtigte Darlegungs- und Beweis-
last für Schenkungen des Erblassers  
 

Urteil des OLG München vom 31.07.2019 –  

7 O 3222/18 

 
Im Rahmen von Pflichtteilsergänzungs-
ansprüchen hat bei vorgenommenen 
Schenkungen des Erblassers der Be-
schenkte eine erhöhte Darlegungslast 
dafür, dass keine Schenkung, sondern 
eine entgeltliche Verfügung vorliegt. 
Der Pflichtteilsberechtigte trägt jedoch 
weiterhin die volle Darlegungs- und 
Beweislast für das Vorliegen einer 
Schenkung.  
 
In einem dem OLG München vorgeleg-
ten Fall war der Erblasser in zweiter Ehe 
verheiratet und hatte aus erster Ehe 
eine Tochter. Zusammen mit seiner 
zweiten Ehefrau hatte er ein Testament 
errichtet, wonach die Ehefrau nach sei-
nem Tode Alleinerbin war. Während der 
bestehenden Ehe hatte die zweite Ehe-
frau zwei Eigentumswohnungen erwor-
ben.  
 
Nach dem Tode des Vaters machte die 
Tochter Pflichtteilsansprüche geltend. 
Im Rahmen der Pflichtteilsergänzungs-
ansprüche behauptete die Tochter, dass 
der Vater seiner zweiten Ehefrau die 
Eigentumswohnungen mitfinanziert 
hat. Diese Zuwendungen stellen eine 
Schenkung dar, welche einen Pflicht-
teilsergänzungsanspruch der voreheli-
chen Tochter auslösen.  
 
Die zweite Ehefrau bestritt die Finanzie-
rung der Eigentumswohnungen durch 
ihren Ehemann. Problematisch war die 
Situation für die Tochter deshalb, da sie 
keinen Einblick in die finanziellen Ver-
hältnisse der Eheleute hatte und somit 
nicht  beweisen  konnte,  dass  ihr  Vater  
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
die Wohnungen tatsächlich mitfinan-
ziert hat.  
 
Das OLG München stellte in seiner Ent-
scheidung ausdrücklich klar, dass den-
noch der Pflichtteilsberechtigten die 
volle Darlegungs- und Beweislast für das 
Vorliegen einer Schenkung obliegt.  
 
Die Tochter müsse die Unentgeltlichkeit 
nachweisen. Zwar treffe den Beschenk-
ten, vorliegend die zweite Ehefrau, eine 
erhöhte Darlegungslast für das Vorhan-
densein der Entgeltlichkeit.  
 
Indem die Ehefrau jedoch Einzelheiten 
ihrer finanziellen Verhältnisse etc. vor-
trug, entsprach sie diesen Anforderun-
gen. Den Beweis, dass sie die Eigen-
tumswohnungen selbst finanziert hat, 
muss die Ehefrau nicht erbringen. Viel-
mehr obliegt die Beweislast weiterhin 
der Tochter.  
 
Diese Entscheidung befasst sich mit ei-
nem in der Praxis häufig vorkommen-
den Problem. Die Pflichtteilsberechtig-
ten haben zwar einen Auskunftsan-
spruch gegen den Erben, für die Unent-
geltlichkeit in der Ehe vorgenommener 
Schenkungen obliegt jedoch dem 
Pflichtteilsberechtigten die volle Darle-
gungs- und Beweislast. Mangels Kennt-
nis kann dieser Beweis nicht immer er-
bracht werden.  

 

 
 
 

Aktuelles aus dem Familien- und Erbrecht 

- Rechtsprechung - 

Mit Anmerkungen und Erläuterungen von  

Rechtsanwältin Diana Wiemann-Große 
Fachanwältin für Familienrecht 

Fachanwältin für Erbrecht 
 



 

 

 
 

Familienrecht 
 

Kreditverbindlichkeiten haben auch  
für Nichteigentümer Auswirkungen  

auf Zugewinnausgleichsanspruch   
 

Beschluss des BGH vom 06.11.2019,  
XII ZB 311/18 
 
Steht eine Immobilie im Alleineigentum 
eines Ehegatten und wurde vor Ehe-
schließung der Kreditvertrag dennoch 
von beiden Ehegatten unterschrieben, 
werden bei der Berechnung des Zuge-
winnausgleichsanspruchs im Anfangs-
vermögen die Kreditverbindlichkeiten 
im Zweifel nur bei dem Ehegatten be-
rücksichtigt, der Alleineigentümer der 
Immobilie ist.  
 
Diese Entscheidung des BGH hat im re-
levanten Umfang Auswirkungen auf die 
Berechnung von Zugewinnausgleichsan-
sprüchen im Rahmen der Vermögensau-
seinandersetzung von Ehegatten.  
 
Nicht selten steht eine Immobilie, wie 
auch in dem vom BGH entschiedenen 
Fall, im Alleineigentum eines Ehegatten. 
Wenn das Kreditinstitut bei der Darle-
hensvergabe jedoch die Unterschrift des 
anderen Ehegatten als Darlehensneh-
mer verlangt, werden sehr häufig Dar-
lehensverträge von beiden Ehegatten 
unterschrieben, obwohl ein Ehegatte 
Alleineigentümer ist.  
 
Beide Ehegatten haften in diesem Fall 
im Außenverhältnis, d.h. gegenüber der 
Bank, für die Rückzahlung der Verbind-
lichkeiten.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ehegatten, der nicht Miteigentümer der 
Immobilie ist, gegen den anderen Ehe-
gatten ein Anspruch auf Freistellung aus 
diesen Kreditverbindlichkeiten zu. Der 
Eigentümer der Immobilie ist im Innen-
verhältnis verpflichtet, die Kreditver-
bindlichkeiten allein zu tilgen. Der Ei-
gentümer der Immobilie ist im Innen-
verhältnis verpflichtet, die Kreditver-
bindlichkeiten allein zu tilgen. 
 
Im Rahmen der Vermögensauseinander-
setzung hat der BGH in dem vorgenann-
ten Beschluss entschieden, dass die Kre-
ditverbindlichkeiten, wenn sie vor der 
Eheschließung bereits bestanden, nur 
bei dem Ehegatten als Anfangsvermö-
gen eingestellt werden, welcher Allein-
eigentümer der Immobilie ist, obwohl 
auch der andere Ehegatte den Darle-
hensvertrag mit unterzeichnet hat. In-
folge dessen minimiert sich in der Regel 
der Zugewinnausgleichsanspruch des 
Nichteigentümers der Immobilie.  
 
In der Praxis ist daher im Rahmen der 
Vermögensauseinandersetzung sehr 
genau darauf zu achten, wer Eigentü-
mer der Immobilie und wer Schuldner 
der Kreditverbindlichkeiten ist. Eine fal-
sche Berechnung hat in der Regel erheb-
liche finanzielle Auswirkungen.  
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